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BURKA-INITIATIVE,  
FREIHANDEL, E-ID
Alle drei Abstimmungsvorlagen vom 7. März im kurzen und  
knappen Überblick. Ab Seite 14
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Her mit  
dem Frauen
stimmrecht!
Die Situation damals – und 50 Jahre danach. Ab Seite 4

NEUE SERIE: KOCHEN FÜRS KLIMA
Klimaschutz beginnt auch in der Küche. Wir haben darum bei Profis 
nachgefragt, welches nachhaltige Rezept sie empfehlen. 
En Guete! Seite 18
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Liebe Genossin, lieber Genosse, 
liebe Sympathisantinnen und Sympathisanten

«Hä!?!» So undiplomatisch lautete die Reaktion meiner  
Söhne und Töchter im Teenageralter, als sie erstmals hör-
ten, dass das Frauenstimmrecht bald den 50. Geburtstag fei-
ert. Für sie – und wohl für die meisten von uns – ist es eine 
Selbstverständlichkeit. Doch so selbstverständlich es heute 
ist, so hart musste es erkämpft werden. Davon handeln ein-
zelne Texte in dieser Links-Ausgabe. Zeitzeuginnen erzäh-
len, welches Lebensgefühl damals prägend war, was von 
ihnen erwartet wurde, welche Erwartungen sie selbst an 
das Leben hatten. Wie die damals jüngste SP-Nationalrätin  
Gabrielle Nanchen den Einzug ins Bundeshaus erlebte, schil-

derte sie den Kollegen des «socialistes», der Westschweizer Ausgabe unseres Mit-
gliedermagazins (ab Seite 4). 

Das ungläubige Staunen vieler junger Menschen über das Jubiläum des Frauen-
stimmrechts bedeutet nicht, dass die Gleichstellung erreicht wäre. In ländlichen 
Regionen ist die Vereinbarkeit von Beruf und Familie immer noch schwierig. Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit bleibt Wunschdenken, und den Staubsauger zieht 
auch heute noch häufiger die Frau durch die Stube. «Solange im Parlament nicht 
die Mehrheit in Frauenhand ist, wird die Gleichstellung nicht verwirklicht», gibt 
eine der Zeitzeuginnen zu Protokoll. Sie hat recht.

Darum geht der Kampf von Männern und Frauen für eine echte Gleichstellung 
weiter. Denn die Vorkämpferinnen, unsere Heldinnen, sind nicht so weit gegan-
gen, um nur so weit zu kommen. 

Solidarische Grüsse
Pia Wildberger



Anti-Terror-Gesetz: Das Referendum steht 

Andreas Zünd wird 
höchster Richter  
in Strassburg
Zwar findet die offizielle Wahl des Schweizer 
Richters am Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte in Strassburg erst nach 

Redaktionsschluss 
statt. Doch der 
Vorschlag des 
Wahlausschusses 
zu Handen der 
parlamentarischen 
Versammlung des 
Europarats fiel 
mit «überwälti-
gender Mehrheit» 
für Andreas Zünd 
aus. Heute ist der 

64-Jährige am Bundesgericht tätig. Die SP 
Schweiz gratuliert ihrem Mitglied zur ehren-
vollen und bedeutenden Wahl.

AUFSTELLER:  
FREIER ZUGANG ZU  
HYGIENEARTIKELN  
FÜR FRAUEN 

Dank einem Antrag der SP wird die Stadt 
Delémont demnächst in Schulen und an 
verschiedenen öffentlichen Orten kosten-
los Damenbinden zur Verfügung stellen. 
Ein entsprechender Antrag wurde mit  
20 zu 14 Stimmen angenommen. 
In einer Studie gaben 80 Prozent der 
jungen Frauen an, in der Schule in der 
Vergangenheit ein oder mehrmals Monats-
hygiene-Produkte vermisst zu haben. 
Nicht nur der fehlende Zugang, sondern 
auch die hohen Preise für diese Produkte 
sind stossend. Es ist darum höchste Zeit, 
dass alle Frauen und Mädchen Zugang zu 
dem Schutz haben, den sie brauchen.

In Genf dürfen  
Behinderte abstimmen

«Eine geistige oder psychische Behinderung 
ist kein Hindernis, eine Meinung zu haben»,  
sagte der Genfer SP-Grossrat und Anwalt  
Cyril Mizrahi im Vorfeld der kantonalen 
Abstimmung Ende November. Und die 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger teilten 
grossmehrheitlich seine Auffassung. Damit 
erhalten rund 1200 Menschen die vollen  
politischen Rechte auf kantonaler und 
kommu naler Ebene zurück. Schweizweit 
wären rund 15 ooo Menschen betroffen.
Die Behindertenrechtskonvention der Uno 
verpflichtet Mitgliedstaaten, allen Men-
schen mit Behinderungen politische Rechte 
zu gewähren. Mit der Änderung der Genfer 
Verfassung soll der entsprechende Artikel 29 
der Uno-Konvention umgesetzt werden, der 
die Schweiz 2014 beitrat.
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Gegen das Anti-Terror-Gesetz, das vom Par-
lament in der Herbstsession verabschiedet 
wurde, hat die JUSO gemeinsam mit anderen 
Jungparteien das Referendum ergriffen. Die 
Vorlage schafft die Unschuldsvermutung ab, 
verletzt die Menschenrechte und ermöglicht 
gar den Freiheitsentzug für Kinder. Auch 
60 Rechtsprofessorinnen und -professoren 
sprachen sich in einem offenen Brief gegen 
das Anti-Terror-Gesetz aus. 

So wichtig der Kampf gegen Terrorismus ist, 
so wenig ist dieser mit solchen Bestimmun-
gen einzudämmen. Terror lässt sich nur mit 
Mitteln des Rechtsstaats bekämpfen. Wenn 
dabei Menschenrechte und grundlegende 
Freiheitsrechte missachtet werden, ist dieser 
Kampf nicht zu gewinnen. 
Dieser Argumentation haben sich über 
90 000 Unterzeichnerinnen und Unter-
zeichner des Referendums angeschlossen. 

Insgesamt wurden sogar rund 140 000 Un- 
terschriften bei der Bundeskanzlei einge-
reicht, da auch weitere Gruppierungen das 
Referendum ergriffen hatten. Die schwieri-
gen Umstände, die das Sammeln auf der Stra-
sse verunmöglichen und im Bekanntenkreis 
erschweren, hielten offenbar viele nicht von 
grösstem Engagement gegen das drohende 
Unrecht ab.
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Die Einführung des Frauenstimmrechts war ein Anfang, und das Ende 
der Gleichstellungsdebatte ist nicht in Sicht. Doch warum dauert alles 
so lange, und mit welchen Schwierigkeiten hatten die ersten National
rätinnen zu kämpfen? Historikerin Fabienne Amlinger kennt die Ge
schichten hinter den Gesichtern der ersten Frauen im Nationalrat.
Interview: Pia Wildberger

Warum dauerte es so lange, bis die Frauen 
auch hierzulande abstimmen und wählen 
durften?
Offensichtlich waren die Männer lange Zeit 
nicht bereit, die Macht zu teilen. Die wenig 
frauenfreundliche Haltung des Parlaments 
und des Bundesrats trug dazu bei, dass das 
Anliegen in der ersten Hälfte des letzten 
Jahrhunderts immer wieder in der Schublade 
verschwand. Auch der Kantönligeist wirkte 
bremsend. Zudem fehlte aus Sicht der offizi-
ellen Schweiz lange die «politische Notwen-
digkeit». Anders als etwa Deutschland muss-
te die Schweiz nach dem Ersten Weltkrieg 
den Willen zur Demokratie nicht unterstrei-
chen und deshalb das Frauenstimmrecht 
einführen. Der Abstimmung von 1971 gingen 
aussenpolitische Überlegungen voraus. Die 
Schweiz wollte die Europäische Menschen-
rechtskonvention unterzeichnen, was ohne 
Stimm- und Wahlrecht für die Hälfte der Be-
völkerung ausgeschlossen war.

War die Frauenstimmrechtsbewegung ein
fach zu brav?
Die Strategie der Stimmrechtsbewegung 
erwies sich als problematisch. Sie konzen-
trierte sich einseitig auf Aufklärungs- und 
Erziehungsarbeit. Mit nicht-konfrontativen 
Aktionsformen wie Vorträgen, Presse-
artikeln oder der Stimmrechtspetition von 
1929 konnten die Frauen dem Anliegen kei-
nen Nachdruck verschaffen. Und indem die 
Stimmrechtskämpferinnen die Argumente 
der starken Gegnerschaft zu widerlegen ver-
suchten, investierten sie viel Energie in ein 
aussichtsloses Unterfangen. Zwischen den 

Stimmrechtskämpferinnen verliefen zudem 
erhebliche parteipolitische, sprachliche und 
konfessionelle Grenzen, was die Bildung von 
Allianzen behinderte und den Kampf für die 
politischen Rechte schwächte. 

Brachte also erst die Frauenbefreiungsbe
wegung Zug in den Kamin?
In der Stimmrechtsbewegung selbst vollzog 
sich ein bedeutender Wandel. Mit ihrem kon-
frontativen Auftreten hoben sich die jungen 
Frauen der neuen Frauenbewegung deutlich 
von den gemässigten Stimmrechtlerinnen 
ab. Im Vergleich mit den weit über die poli-
tische Gleichberechtigung hinausgehenden 

«Kein Tropfen Alkohol,  
nicht in männlicher Begleitung 
gesehen werden»

Fabienne Amlinger ist Historikerin und  
Geschlechterforscherin am interdisziplinären 
Zentrum für Geschlechterforschung  
der Universität Bern. 

Forderungen der neuen Frauenbewegung, 
etwa der Kritik an den Geschlechterrollen 
oder der Forderung nach selbstbestimmter 
Sexualität, erschien das Frauenstimmrecht 
als akzeptables Zugeständnis. Erst die in den 
1970er-Jahren aufkommende neue Frauen-
bewegung setzte mit ihrer Kritik bei den Ge-
schlechterrollen an und erhob damit erheb-
lich weiter gehende Forderungen als einzig 
das politische Mitspracherecht.

Womit hatten die ersten Nationalrätinnen 
am meisten zu kämpfen?
Beide der heute noch lebenden ersten SP-
Nationalrätinnen, Gabrielle Nanchen und 
Hanna Sahlfeld, sagen, sie seien im Rat gut 
aufgenommen worden. Angesichts der ge-
ringen Zahl an Nationalrätinnen musste 
auch keiner der Männer einen echten Macht-
verlust fürchten. Manche Männer fanden 
es «schön», dass jetzt Frauen im Rat waren. 
Zugleich standen die wenigen Frauen als die 
«anderen» im Scheinwerferlicht und damit 
auch unter besonderer Beobachtung.

Wie ist «schön» zu verstehen?
Die Frauen wurden in der öffentlichen Wahr-
nehmung oft aufs Äussere reduziert. In der 
Wochenschau zur Nationalratswahl ist bei-
spielsweise die Rede von hübschen, char-
manten, lächelnden, frischen Frauen. Dabei 
wurden ihre Kompetenzen, um die es in der 
Politik ja geht, gar nicht erwähnt.

Das Parlament war von Männern für Män
ner gemacht.
Von besonderer Bedeutung war für die ers-
ten Nationalrätinnen der Anpassungsdruck. 
Es waren ganz wenige Frauen in einem kom-
plett männlich dominierten Feld, das 1848 
von Männern für Männer geschaffen worden 
war. Alle Regeln und Codes waren männlich 
konnotiert. Und Frauen brachen schon allein 
durch die Tatsache, dass sie Frauen waren, 
mit der bisherigen Regel, wonach Politik 
eben männlich ist. Bezüglich Anpassungs-

Neuseeland
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1902

Finnland
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Norwegen
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Russland
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Deutschland
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Kanada
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Albanien
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druck erzählt die ehemalige SP-National-
rätin Hanna Sahlfeld etwa, dass sie sich als 
Frau in einer Männerwelt spezifische Regeln 
auferlegen musste: Keinen Tropfen Alkohol 
trinken oder nie alleine mit einem Mann ge-
sehen werden, weil sonst ein riesiger Skan-
dal losgetreten worden wäre.

Welches Gewicht hatten die Kritikerinnen 
des Frauenstimmrechts?
Es gab organisierte Frauen, die sich auf 
höchster Ebene gegen das Frauenstimm-
recht einsetzten. Eines ihrer Argumente war, 
dass Frauen für die Politik nicht gemacht 
seien. Für die Gegner war es ein gefundenes 
Fressen. Denn damit konnten sie das Argu-
ment stützen, wonach Frauen das Frauen-
stimmrecht selbst gar nicht wollen.

Wie viele Frauen kämpften eigentlich fürs 
Frauenstimmrecht? 
Das Wort Frauenbewegung suggeriert Tau-
sende von Aktivistinnen. Tatsächlich waren 
es in den besten Jahren bloss 3000 bis 5000 
aktive Frauenrechtlerinnen. 

Was hat sich mit dem Frauenstimm und 
wahlrecht tatsächlich verändert?
Zunächst einmal wurde die Schweiz endlich 
so etwas wie eine Demokratie! Die politische 
Agenda veränderte sich. Viele der National-
rätinnen setzten sich für Gleichstellungsthe-
men ein, auch parteiübergreifend. Themen 
wie Eherecht, Schwangerschaftsabbruch 
oder Mutterschaftsurlaub wurden massgeb-

lich von Frauen angestossen. Die Vorstellung 
davon, was als politisches Thema zu gelten 
habe, erweiterte sich. So wurde, angetrieben 
vor allem durch die neue Frauenbewegung, 
das Thema Schwangerschaftsabbruch vom 
Privatproblem zum politischen Thema. 

Was änderte sich in den Abstimmungser
gebnissen?
Vor der Einführung des Frauenstimmrechts 
behaupteten die Konservativen, die Frau-
en würden links wählen. Linke Gegner des 
Frauenstimmrechts, die es auch gab, fürch-
teten, die Frauen würden katholisch wählen. 
Das bewahrheitete sich nicht. Es gab keine 
grossen politischen Verschiebungen. Die 
Statistiken zeigen, dass Frauen in der Ten-
denz eher links und eher grün wählen. Seit 
1971 gaben Frauen bei etwas mehr als zehn 
Vorlagen den Ausschlag, beispielsweise bei 
der Gripen-Beschaffung, der Rassismus-
Strafnorm oder der Kulturförderung. Mit 
Blick auf die Parlamente stellt man fest, dass 
Frauen tendenziell eher Gleichstellungsan-
liegen unterstützen. Doch auch hier zeigt 
sich: eine SVP-Frau hat meistens nicht viel 
gemein mit einer SP-Frau.

Ende gut, alles gut?
Rechtlich und somit formal ist die Gleichbe-
rechtigung zum allergrössten Teil erreicht. 
In der Realität genügt ein Blick in die Statis-
tik, um zu erkennen, dass beispielsweise po-
litische Ämter auch heute noch häufiger von 
Männern besetzt werden – je prestigeträch-

tiger und wichtiger das Amt, desto höher 
der Männeranteil. Gleichzeitig sind Frauen 
deutlich mehr von Armut oder sexualisierter 
Gewalt betroffen. Doch jede Zeit birgt ihre ei-
genen Herausforderungen. Mit den sozialen 
Medien hat das Thema eine neue Dynamik 
erhalten, denken wir etwa an Sexismus im 
Netz.

FRAUEN INS 
BUNDESHAUS!

Im Bernischen Historischen Museum ist – 
sobald es die Pandemie wieder zulässt – bis 
am 14. November 2021 die in Zusammen-
arbeit mit dem IZFG entstandene Ausstel-
lung «Frauen ins Bundeshaus» zu sehen. 
Eindrücklich erzählen zwölf Politikerinnen 
ihre bis anhin ungehörten Geschichten, 
die von Mut, widerständigem Handeln, 
beharrlichem Engagement, Witz, aber 
auch Wut und Enttäuschung gekennzeich-
net sind. Anhand von Videointerviews, 
Fotografien und Archivmaterial wird 
veranschaulicht, wie der Eintritt der Frauen 
vor 50 Jahren das Feld der Politik heraus-
forderte und veränderte und mit welchen 
Realitäten sich heutige Politikerinnen 
konfrontiert sehen. Wer noch vor der Er-
öffnung der Museen einen Blick reinwerfen 
oder mit dem aufgeschalteten Podcast ein 
Ohr voll nehmen möchte: bhm.ch 
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Die ersten zwölf Nationalrätinnen, stehend von links: Elisabeth Blunschy-Steiner, Hedi Lang, Hanny Thalmann, Helen Meyer, Lilian Uchten-
hagen, Josi Meier, Hanna Sahlfeld; sitzend Tilo Frey, Gabrielle Nanchen, Liselotte Spreng, Martha Ribi und Nelly Wicky.

USA
1920

Österreich
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Spanien
1931

Brasilien
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1934

Philippinen
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Frankreich
1944

Indonesien
1945
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Zeitzeuginnen im Gesp räch
Wie haben Frauen die Einführung des Stimm und Wahlrechts erlebt? Welche Bedeutung hatte dies für sie? 
Und was ist ihnen in der Gleichstellung heute wichtig? Wir haben drei Persönlichkeiten gefragt.

recht allein nicht viel zur Überwin-
dung der realen Diskriminierung 
der Frauen beigetragen – wenn wir 
ganz nüchtern die Realität 50 Jahre 
später betrachten.

Anfang der 70er-Jahre war alles 
möglich, es herrschte Aufbruch-
stimmung. Ich reiste für längere Zeit 
in die USA und lernte dort die Grös-
sen der feministischen Bewegung 
kennen, Kate Millet, Betty Friedan, 
Barbara Steinem, Robin Morgan. Zu-
rück am Leutschenbach, moderier-
te ich weiter das ‹Telegiornale› und 
machte hinter den Kulissen Karriere 
– ich wurde Sendeleiterin und In-
landchefin, ab Mitte der 90er-Jahre 
war ich bei der Generaldirektion der 
SRG SSR in Bern für TV-Programme 
und internationale Zusammenar-
beit zuständig. Von 1980 bis 1994 
präsidierte ich auch die Gewerk-
schaft SSM, und fast wäre ich An-
fang der 90er-Jahre Präsidentin des 

Schweizerischen Gewerkschafts-
bunds geworden. Bitter war, dass 
mir ausgerechnet ein paar Frauen-
Stimmen fehlten, wie mir später zu-
getragen wurde.

Manchen Frauen fehlt es auch 
heute noch an Selbstbewusstsein. 
Man sollte Empowerment-Kurse für 
Frauen machen! Frauen, traut euch 
und nehmt die Dinge an die Hand! 
Auch mit der Frauen-Solidarität ist 
es manchmal nicht weit her. Gera-
de im Arbeitsalltag sollten Frauen 
mit einer Leitungsfunktion Frauen 
fördern und dafür sorgen, dass die 
Frauen-Kultur besser im Unterneh-
men verankert wird. Denn schliess-
lich ist die Gleichstellung immer 
eine Machtfrage.»

« 1969 wurde ich die erste Ta-
gesschau-Sprecherin Europas 
und las die Hauptnachrichten 

am Tessiner Fernsehen. Einmal kri-
tisierte ein Zuschauer, dass ich die 
Nachrichten zwar lesen, aber offen-
sichtlich nicht verstehen würde. Ich 
entgegnete, dass ich sie sogar selbst 
redigiere und mit seiner Unterstüt-
zung an der Urne vielleicht bald 
selbst mitbestimmen dürfe. Doch 
darüber hinaus beschäftigte mich 
das fehlende Stimm- und Wahlrecht 
nicht besonders. Meine Mutter hatte 
mir beigebracht, dass Mädchen und 
Frauen alles erreichen können. Die 
Gleichstellungsfrage ist so viel grös-
ser als das Stimm- und Wahlrecht! 
Dieses sollte eine Selbstverständ-
lichkeit sein, so schien es mir schon 
damals. Es ist aber im Kontext eines 
echten sozialistischen und feminis-
tischen Kampfes marginal. Extrem 
formuliert, hat das Frauenstimm-
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« 1969 sah ich Emilie Lieberherr 
in Bern. Ich war Feuer und 
Flamme. Was für eine Per-

sönlichkeit! In ihrem roten Mantel 
beherrschte sie den Bundesplatz. 
Mit Trillerpfeifen verschafften wir 
uns Gehör, doch keiner der Herren 
im Bundeshaus hielt es für nötig, 
auf den Platz rauszukommen und 
mit uns zu diskutieren. Wir wollten 
endlich das Stimm- und Wahlrecht. 
Und seit wir es haben, habe ich kei-
ne einzige Wahl oder Abstimmung 
verpasst. 

Politik wurde in der Beiz gemacht. 
Dort durften Frauen servieren, die-
nen und sich blöde Sprüche anhören. 
Das Weltbild konservativer Männer 
war bestimmt durch Wilhelm Tell, 
die Wehrpflicht und die Grenzbe-
setzung. Doch auch gewisse Frauen 
waren gegen das Frauenstimmrecht. 
Sie waren häufig mit einflussreichen 
Männern verheiratet. Es hiess dann 
‹Isch das jetzt nötig?›. 

Es war dringend nötig. Frauen-
rechte sind Menschenrechte. So 
wurden die gleichen Rechte für 
Mann und Frau 1981 von den Frauen 
angenommen. Die Hälfte der Män-
ner stimmte dagegen. 

Ich bin auf einem liberalen Bau-
ernhof im Luzerner Hinterland auf-
gewachsen. Unangefochtene ‹Che- 
 fin› war die Grossmutter. Als gelern-
te Köchin arbeitete ich dann lange 
im Kolping in Luzern. Ich bin so-
zial und bescheiden. Vielleicht bin 
ich mir deshalb nicht benachteiligt 
vorgekommen. Seit über 50 Jahren 
lebe ich nun in Erstfeld. Schon be-
vor ich Kinder bekam, habe ich mich 
immer engagiert. Ich habe geholfen 
und angepackt, wo es nötig war und 
ging – angefangen bei der Kinder-
gartenkommission. So wurde ich 
später für den Landrat aufgestellt 
und siegte in einer Kampfwahl. Aber 
als Linke haben wir im Kanton Uri 
wenig Stich. Das Frauenstimmrecht 

haben die Männer seinerzeit mit  
63 Prozent verworfen.

Jahrelang setzte ich mich an vor-
derster Front für die Alpeninitiative 
ein, als sie noch von allen belächelt 
wurde. Ich sammelte Unterschrif-
ten, diskutierte, hielt über 150 Vor-
träge in der Schweiz, in Österreich 
und in Deutschland. Es war die inte-
ressanteste Zeit meines Lebens. 

Frauen müssen die Gleichstellung 
selbst in die Hände nehmen. Solange 
im Parlament nicht die Mehrheit in 
Frauenhand ist, wird die Gleichstel-
lung nicht verwirklicht. Es gibt auch 
im Privaten viel zu tun. Frauen, die 
sich bei Mann und Kindern ständig 
für ihr Engagement ausser Haus 
rechtfertigen müssen, können keine 
Karriere machen. Auch im Arbeitsle-
ben sind noch viele Forderungen für 
Gerechtigkeit und Gleichstellung 
offen. Betreuungsstrukturen für 
Kinder und gleicher Lohn für gleiche 
Arbeit sind nur zwei davon.»

Hedy
Burgener

Erste Urner SP-Landrätin  
und Vorkämpferin  
der Alpeninitiative

Tiziana 
Mona 

Erste  
Nachrichten  sprecherin 

Europas

Burkina Faso
1946

Italien
1946

Argentinien
1947

Japan
1947

China
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Zeitzeuginnen im Gesp räch
« Im Wallis – wo ich seit fast  

55 Jahren lebe – wurde ein 
Jahr zuvor, am 12. April 1970, 

den Frauen das Stimm- und Wahl-
recht gewährt. Dieses Datum war für 
mich wichtig. Da erhielt ich zurück, 
was ich früher schon gehabt hatte. 
Bevor ich meinen Mann kennen-
lernte, lebte ich im Kanton Waadt, 
der bereits 1959 das Frauenstimm-
recht eingeführt hatte. Als ich ins 
Wallis zog, verlor ich meine Identi-
tät als Bürgerin. Dass ich von heute 
auf morgen wie eine Minderjährige 
behandelt wurde, empfand ich als 
zutiefst ungerecht. Ich war schon 
immer allergisch gegen Ungerech-
tigkeiten aller Art. Mein Mann und 
ich traten darum 1967 in die SP ein. 
Im Rahmen der Partei habe ich mich 
für das Frauenstimmrecht einge-
setzt, mit Artikeln für die Walliser 
Bevölkerung und mit einigen Reden 

vor Genoss:innen. Die nationale 
Kampagne? Daran habe ich mich 
nicht besonders beteiligt. Ich hatte 
zwei kleine Kinder, die mich mehr 
als Vollzeit beschäftigten, ich lebte 
in einem Bergdorf, hatte kein Auto 
und soziale Netzwerke gab es nicht. 
Am 7. Februar 1971 verfolgte ich die 
Nachrichten am Radio. Ich war sehr 
glücklich, aber da ich an diesem Tag 
mit den Kindern alleine zu Hause 
war, feierte ich das Ereignis nicht.

Auch heute sind bestimmte ge-
sellschaftliche Gruppen in der 
Schweiz nicht stimmberechtigt. 
Was jetzt in Genf passiert, wird sich 
hoffentlich in der ganzen Schweiz 
durchsetzen. In Genf haben Men-
schen mit einer ‹geistigen Behinde-
rung› kürzlich ihre Bürgerrechte zu-
rückbekommen. Sie dürfen stimmen 
und wählen gehen. Wir können auch 
über die Städte sprechen, in denen 

Ausländer:innen das Stimmrecht 
haben, sofern sie seit einer gewissen 
Zeit in der Schweiz leben. Ich hoffe, 
dass dies überall möglich wird. Dies 
umso mehr, als sich diese Menschen 
oft stärker am öffentlichen Gesche-
hen beteiligen als viele Schweize-
rinnen und Schweizer, die der Urne 
fernbleiben. 

Es sind schwierige Zeiten. Aber 
man darf die Hoffnung nicht verlie-
ren. Wir alle wissen, dass jede Krise 
das Beste und das Schlimmste her-
vorbringt. Die Krise, die wir gerade 
durchleben, zeigt uns deutlich, dass 
wir auch in der Schweiz in einer Ge-
sellschaft der zwei Geschwindigkei-
ten leben. Das dürfen wir nicht ak-
zeptieren. Der Schriftsteller Georges 
Bernanos schrieb: ‹Wir erleiden die 
Zukunft nicht, wir machen sie.› Ge-
nau das ist es, was ich glaube.»

7. Februar 1971: Frauen demonstrieren mit kantonalen und eidgenössischen Frauenstimmrechtsplakaten.

Gabrielle
Nanchen

Erste Nationalrätin
der SP zusammen  

mit drei Kolleginnen
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Ein entscheidendes Jahr  
für unsere Renten
Im Frühling geht die parlamentarische Debatte über die erste und die zweite 
Säule los. Wir wollen der bürgerlichen Abbaulogik Paroli bieten und die Ren
tenProjekte auf eine soziale Schiene bringen. Statt Pensionen zu kürzen und 
Frauen einseitig zu belasten, sollen die Renten über eine Zusatzfinanzierung 
durch die Nationalbank sowie eine Verbesserung der Pensionskasse für Teilzeit
arbeitende gesichert werden.

Dank jährlichen Zusatzeinnah-
men von zwei Milliarden Franken 
über die Steuer-AHV-Finanzierung 
(STAF) gibt es für die AHV eine Ver-
schnaufpause. Dennoch wird der 
Ständerat in der Frühlingssession 
die AHV21 und ein Sanierungspaket 
mit einer Erhöhung des Rentenalters 
für Frauen beraten. Die vorgeschla-
genen Kompensationsmassnahmen 
sind ungenügend und werden ver-
mutlich noch verschlechtert. Die 
AHV braucht zusätzliche Einnah-
men, doch diese sollen über Ein-
lagen der Nationalbank finanziert 
werden. Denn deren Reserven sind 
prall gefüllt.

Doch nicht nur über die erste, 
auch über die zweite Säule wird 
debattiert. Die nationalrätliche Ge-
sundheitskommission startet im 
Februar mit der Beratung der BVG-
Vorlage. Der Bundesrat unterbreitet 
dem Parlament damit eine Vorlage, 

die die Sozialpartner gemeinsam 
erarbeitet haben. Sie bringt Verbes-
serungen für Teilzeitarbeitende, 
namentlich für Frauen, sowie über 
die Altersgruppen hinweg besser 
austarierte Lohnabzüge. Sie bringt 
jedoch auch eine Senkung des Um-
wandlungssatzes. Die Rentenhöhe 
insgesamt soll erhalten bleiben. 
Einerseits ist ein solidarisch finan-
zierter Rentenzuschlag vorgesehen, 
andererseits führt die Halbierung 
des Koordinationsabzugs dazu, dass 
ein grösserer Teil des Lohnes versi-
chert ist. 

Gift für die Absicherung im Alter
Unsere AHV-Renten und die Ren-
ten der beruflichen Vorsorge ste-
hen unter Druck. Die Bürgerlichen 
wollen die AHV schwächen und die 
dritte Säule ausbauen, also das pri-
vate Sparen, das sich längst nicht 
alle leisten können. Die Finanzie-

rungsrezepte der Bürgerlichen sind 
so einseitig wie unsozial: Sie wol-
len ohne ausreichende Kompensa-
tion das Rentenalter erhöhen und 
den Umwandlungssatz senken. Das 
führt zu tieferen Renten und ist Gift 
für die Absicherung im Alter. Schon 
heute sind rund ein Viertel der 
Altersrentner:innen von Armut be-
troffen oder armutsgefährdet, zwölf 
Prozent beziehen Ergänzungsleis-
tungen. 

Für uns ist klar: Wir werden uns 
mit aller Vehemenz für existenz-
sichernde Renten einsetzen. Mit 
der Resolution, die an der Delegier-
tenversammlung vom 13. Februar 
diskutiert wird, ziehen wir unsere 
roten Linien: Keine Rentensenkun-
gen, keine Rentenaltererhöhung für 
die Frauen, keine Abstriche beim 
BVG-Sozialpartnerkompromiss. Für 
einen sicheren Lebensabend für alle.

Barbara Gysi, 
Nationalrätin SG

8 LINKS
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Den Ruhestand geniessen kann nur, wer in Würde von der Rente leben kann.
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«Zu spät, lückenhaft,
ungenügend»

Die SP prägt auch auf kantonaler Ebene die CoronaDebatte und macht 
seit Beginn der Krise konstruktive Vorschläge. «Links.lu» befragte dazu 
Fraktionschef Marcel Budmiger. Interview: Sebastian Dissler

Die SP ist Vorstosskönigin 2020 im Kan
tonsrat – gerade auch wegen Corona. Nutzt 
die SP die Krise zur Selbstprofilierung?
Wir würden gerne weniger Vorstösse einrei-
chen, wenn die Regierung ihren Job machen 
würde. Zu Beginn der Krise brachten wir 
informell Themen in die Regierung ein, von 
denen wir wussten, dass sie im aktuellen Re-
gierungsrat wohl vergessen gehen: Kinder-
betreuung, Information an Fremdsprachige 

oder häusliche Gewalt während des Lock-
downs. Wo sich die Regierung dem Thema 
nicht annahm, doppelten wir später mit Vor-
stössen nach. 

Die Regierung mache ihren Job nicht. Was 
kritisiert die SP am Regierungsrat?
Die Corona-Politik der Regierung kurz zu-
sammengefasst: zu spät, lückenhaft, unge-
nügend. Die blinde Sparideologie ist bei den 
Bürgerlichen derart vorherrschend, dass sie 
das Ausmass der Krise nicht gesehen haben. 
Man wollte möglichst wenig Geld ausgeben 
und sparte beim Contact Tracing – die Fol-
gen sehen wir jetzt. Auch bei der Hilfe für Lu-
zerner KMU reagierte man erst, als der Bund 
das Härtefallregime aufzog – und massgeb-
lich finanzierte. Es gäbe noch viele weitere 
Beispiele.

Ist die SP die neue KMUPartei?
Die SP stand schon immer auf der Seite der 
Schwachen, die sonst keine starke Lobby 
haben. Wenn wir mehr Geld für KMU for-
dern, müssen wir uns also nicht verbiegen. 
Viele Bürgerliche reagierten gereizt, als wir 
ihre KMU-Sonntagspredigten als solche 
entlarvten. Und für die Betroffenen war es 
frustrierend zu sehen, dass sie von «ihren» 

Vertretern im Stich gelassen wurden. Wer so 
im Regen stehen gelassen wird, vergisst das 
nicht so schnell.

Wie geht es nun weiter?
Im Januar hatten die Bürgerlichen keine an-
dere Wahl mehr, als mit uns zusammenzuar-
beiten und wichtige Lücken der Härtefallre-
gelung zu schliessen. Diesen Druck müssen 
wir nun aufrechterhalten, damit es endlich 
auch Verbesserungen für das Gesundheits-
personal gibt. Auch den Corona-bedingten 
Anstieg der Armut müssen wir bekämpfen. 
Das sind SP-Kernthemen und wir werden 
uns entsprechend einbringen – wenn nötig 
auch mit weiteren Vorstössen.

Marcel Budmiger

«Für die Betroffenen 
war es frustrierend  
zu sehen, dass sie  
von ‹ihren› Vertretern  
im Stich gelassen  
wurden.»

LINKS LU
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AUS DEM LANDRAT

Ein nachhaltiges Impulsprogramm
für die Wirtschaft nach Corona 

AUS DEM GROSSEN RAT 

Mindestlohn jetzt –  
erster Schritt gemacht!

Beda Baumgartner,  
Mitglied der WAK

Thomas Noack, Landrat SP BL

An seiner letzten Sitzung hat der 
Grosse Rat mit einer klaren Mehr-
heit Ja gesagt zur Einführung eines 
gesetzlichen Mindestlohnes. Der in 
der Wirtschafts- und Abgabekom-
mission (WAK) ausgehandelte Kom-
promiss hatte Bestand und wird als 
Gegenvorschlag der Mindestlohn-
Initiative gegenübergestellt. Dies 
ist beachtlich. Auch Politiker:innen 
von CVP, FDP und SVP haben einen 
kantonalen Mindestlohn unter-
stützt. Der Gegenvorschlag führt 
berechtigterweise auch zu Kritik. 
Denn er beinhaltet schmerzhafte 
Punkte. So ist die geforderte Min-
destlohnhöhe von 21 Franken aus 
Sicht der SP-Fraktion grundsätzlich 
zu tief. Was in diesem Zusammen-
hang wichtig ist: Teil des Gegenvor-
schlags und des Kompromisses in 
der WAK ist, dass die Anpassung des 

Der Gegenvorschlag der WAK 
ist also nicht das Wunschszena-
rio. Aber er erhöht die Chance ei-
nes kantonalen Mindestlohnes. 
Und er zeigt, wie viel Druck die 
Mindestlohn-Initiative und die 
Aktivist:innen entwickeln konnten 
und können. Der Wunsch nach fai-
ren Löhnen in Basel ist gross. Leider 
hat das Parlament die Mindestlohn-
Initiative nicht zur Annahme emp-
fohlen. Über das weitere Vorgehen 
bei der Initiative wird das Initiativ-
Komitee beschliessen. Mit dem Ge-
genvorschlag wurde der erste Schritt 
hin zu gerechteren Löhnen gemacht. 
Der zweite muss an der Urne durch 
die Bevölkerung folgen. 

Damit Basel-Stadt als erster 
Deutschschweizer Kanton über-
haupt im Jahr 2021 einen Mindest-
lohn einführt.

nuel Rahm, erster Stabschef von US-
Präsident Barack Obama, angesichts 
der Finanz- und Wirtschaftskrise 
2009 ausgedrückt hat: «Man sollte 
eine schwere Krise nicht verschwen-
den. Es ist die Gelegenheit, Dinge zu 
tun, die vorher nicht möglich waren.»

Die Bewältigung der Krise muss 
auch zu einem Umdenken in der 
lokalen Wirtschaft führen. Als kri-
tischer Wirtschaftsfaktor in der Co-
ronakrise hat sich die starke Abhän-
gigkeit von der globalen Arbeitstei-
lung und den globalen Lieferketten 
herausgestellt. Hier braucht es ein 
Umdenken hin zu einer kleinräumi-
geren, breit abgestützten Wirtschaft 
mit vermehrter lokaler Produktion, 
die auch mit einer besseren lokalen 
Wertschöpfung einhergeht. Zudem 
muss nun endlich der Klimaschutz 

als wirtschaftliche Chance genutzt 
werden. Klima und Umweltschutz 
sind die Treiber für eine nachhaltige 
Wirtschaft und zukunftsfähige Jobs. 

Deshalb fordern wir mit einem 
Vorstoss den Regierungsrat auf, ein 
Impulsprogramm auszuarbeiten. Es 
muss weit über die Härtefallmass-
nahmen, die oftmals lediglich dem 
Strukturerhalt dienen, hinausgehen 
und soll gezielt innovative Techno-
logien und Betriebe im Bereich des 
Klimaschutzes, der erneuerbaren 
Energien und zukunftsorientierten 
Mobilitätsdienstleistungen fördern. 
Zudem soll es auf eine konsequente 
Ausrichtung der lokalen Wirtschaft 
auf Nachhaltigkeit und Digitalisie-
rung abzielen und die lokale Pro-
duktion und Wertschöpfung in der 
Region unterstützen.

Im Baselbieter Landrat wird derzeit 
die Bewältigung der Corona-Pan-
demie anhand unterschiedlichster 
Vorstösse diskutiert. Uns Landrätin-
nen und Landräten der SP sind dabei 
Härtefallregelungen wichtig, welche 
die Nöte der Menschen, die keine 
Lobby haben, lindern. Dazu gehören 
zum Beispiel die Kulturschaffenden, 
kleine Läden, die Nischen abdecken, 
oder auch selbständige Gastrono-
men und Gastronominnen. So wur-
de auf Initiative der SP die Drittels-
Lösung für Geschäftsmieten nach 
dem Basler Modell angenommen.

Viel zu kurz kommt aber die Frage, 
was wir aus der Krise lernen und wie 
wir uns für eine Zukunft nach Coro-
na rüsten. Es kann nicht das Ziel sein, 
so rasch wie möglich zur Normalität 
zurückzukehren. Oder wie es Emma-

Mindestlohnes über den Misch-In-
dex passiert: Arbeitnehmende pro-
fitieren so vom Wirtschaftswachs-
tum. Negativ wiederum ist die Aus-
nahme von allgemeinverbind lichen 
Gesamtarbeitsverträgen und Nor-
malarbeitsverträgen, was ein enor-
mes Zugeständnis von unserer Seite 
darstellt. 

18 000 profitieren ganz konkret
Dennoch ist das Fazit ein positives: 
Für die SP-Fraktion ist es zentral, 
dass ein Mindestlohn in Basel-Stadt 
eingeführt wird. Wir verbessern da-
mit die Situation von circa 18 000 
Arbeitnehmenden ganz konkret. 
Und wir senden ein positives Signal 
aus und setzen einen Standard, der 
grossen Einfluss darauf haben kann, 
wie Arbeit in Basel in den nächsten 
Jahren bezahlt wird. 
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Gemäss Regierungsrat reduziert eine Um-
fahrung die Fahrzeit im Pendelverkehr am 
Abend zwischen Oensingen und Balsthal von 
8,5 auf rund 4 Minuten. Wegen 4,5 Minuten 
will der Kanton also insgesamt bis zu 81 Mil-
lionen Franken in eine neue Umfahrungs-
strasse mit einem 300 m langen Viadukt und 
einem 225 m langen Tunnel verlochen. 

Die Belastung bleibt hoch
Die Fürsprecher des Projekts weisen gerne 
auf eine Entlastung der Häuser in der Klus 
hin. Doch sie unterschlagen dabei, dass trotz 
Umfahrung Klus weiterhin rund 5000 Fahr-
zeuge die bisherige Strasse benutzen werden. 
Zu viel Verkehr für eine deutlich bessere Le-
bensqualität – aber zu wenig Verkehr für das 
Überleben der aktuell in der Klus vorhande-
nen Gewerbe- und Dienstleistungsbetriebe.

Mehrbelastung eines ganzen Quartiers?
Vor allem wird gerne verschwiegen, dass 
die geplante Umfahrung ein bestehendes 
Wohnquartier bedroht. Die neue Strasse 
würde direkt vor den Wohnungen im Gun-

tenfluh- und Neumattquartier gebaut. Rund 
150 Bewohnerinnen und Bewohner müssen 
mit viel mehr Lärm und Luftschadstoffen 
rechnen. Einige Wohnhäuser würden sogar 
abgerissen. Wo heute noch Kinder spielen, 
werden danach Lastwagen vorbeidonnern. 

Keine Verkehrszunahme  
in den letzten Jahren
Der tägliche Verkehr auf der Strasse durch 
die Klus ist gemäss Statistik des Kantons seit 
zehn Jahren stabil. Tendenziell ist in der Klus 
aufgrund einer veränderten Thaler Bevölke-
rungsstruktur sogar eine Verkehrsreduktion 
zu erwarten. Es ist bedauerlich, dass sich die 
Befürworter auf diese Umfahrung verstei-
fen und andere, kostengünstige Verbesse-
rungsvorschläge ablehnen. Bevor man bis zu  
81 Steuermillionen für ein solches Projekt 
ausgibt, sollte man Alternativen wie eine of-
fene Bahnschranke bei der Thalbrücke oder 
ein Linksabbiegeverbot von der Sagmatt-
strasse in die Solothurnerstrasse sorgfältig 
geprüft haben.

Der Klimaschutz erfordert  
ein Umdenken
Die geplante Umfahrung ist ein Konzept aus 
dem letzten Jahrhundert. Die Arbeitswelt 
der Zukunft und die Mobilität wandeln sich 
stark. Angesichts einer drohenden Klima-
katastrophe steht ein solches Luxusprojekt, 
das auf rund zwei Stunden Pendelverkehr-
Spitzen ausgerichtet ist, buchstäblich quer 
in der Landschaft

Ein solches Projekt gehört an die Urne
Über ein Projekt in dieser Grössenordnung 
sollte eigentlich zwingend an der Urne ab-
gestimmt werden. Da dies aufgrund der kan-
tonalen Gesetzgebung nicht vorgesehen ist, 
haben wir das Referendum ergriffen. Bitte 
unterschreiben Sie den beiliegenden Un-
terschriftenbogen und senden Sie ihn mög-
lichst umgehend zurück. Herzlichen Dank 
für die Unterstützung im kommenden Ab-
stimmungskampf.

www.verkehrsanbindungthal.ch

Fabian Müller, Präsident SP Thal-Gäu, Alt-Kantonsrat

Bis zu 81 Millionen Franken 
für 1 Kilometer Asphalt?
Der Widerstand aus der Thaler Bevölkerung gegen die Umfahrung Klus ist gross. Das «Thaler Komitee NEIN 
zur überrissenen 81MillionenLuxusstrasse» wächst kontinuierlich, und der Vorstand der SP ThalGäu hat 
einstimmig beschlossen das Referendum gegen dieses unnötige Projekt zu ergreifen.

LINKS SO
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Hat uns das Frauen
stimmrecht gesell
schaftlich weiterge
bracht?
50 Jahre nach dem überfälligen Ende des 
exklusiven Männerstimmrechts ist es 
frustrierend: Noch immer erhalten Frauen 
weniger Lohn, sind in Machtpositionen 
untervertreten oder werden strukturell 
und ideell in Haushalt und Kinderbetreu-
ung gedrängt.
Die Gesellschaft vor 50 Jahren kenne ich 
nur aus Medien und Erzählungen. Da gab 
es wohl wenig andere Möglichkeiten für 
Frauen, als sich von Männern abhängig zu 
machen. Da war es eine gesellschaftliche 
Selbstverständlichkeit, dass Frauen «auf 
ihren Platz» verwiesen wurden, da sie 
angeblich von vielem keine Ahnung hatten. 
Glücklicherweise ist Sexismus in diesem 
Ausmass heute nicht mehr salonfähig. Ja, 
Fortschritt hat stattgefunden.
Am Beispiel des Partnerschaftsgesetzes, 
für das ich vor über 15 Jahren erstmals 
 politisch aktiv wurde, konnte ich eine 
solche Entwicklung selber erleben. Dass 
gleichgeschlechtliche Partnerschaften 
per Volksabstimmung rechtlich anerkannt 
wurden, hat die gesellschaftliche Akzep-
tanz gestärkt. Auch hier sind wir zwar mit 
dem Gesetz die Homophobie bei weitem 
nicht losgeworden, diese hat jedoch 
genauso wie der Sexismus an Legitimität 
verloren.
Der Kampf um gleiche Rechte ist ein 
wichtiger Teil auf dem Weg zu einer 
sozialen Gesellschaft. In diesem  Sinne 
freue ich mich schon heute auf den 
Film «Die göttliche Ordnung 2» zum 
Ausländer:innenstimmrecht – und auf  
das damit verbundene Entsetzen darüber, 
wie selbstverständlich fremdenfeindlich 
unsere heutige Gesellschaft doch war.

Der Schulische:r Heilpädagog:in und Queeraktivist:in 
Ruben Ott von Baden ist Mitglied des Vorstands der  
SP der Stadt Baden. 

KOMMENTAR Im neuen Amt:  
Was steht an?
Mit meinem Amtsantritt als Regierungsrat am 1. Januar 2021 habe ich  
die Politik zum Beruf gemacht, und ich versuche, für die Menschen  
im Aargau zu arbeiten. Ein kurzer Blick auf meine Befindlichkeit in den 
 ersten Amtstagen und auf wichtige Themen in meinem Departement 
Volkswirtschaft und Inneres (DVI):

Nach 18 Jahren als Parlamentsmitglied in 
die Regierung zu wechseln, hat es in sich: 
Aussagen zu machen, die nicht nur für eine 
Partei, sondern für alle gelten müssen, ist 
herausfordernd. Und der Druck ist gross 
bei Entscheidungen, die für viele Menschen 

Auswirkungen haben – teils gar existenziel-
le. Ich spüre: Man erwartet etwas von mir – 
aber auch die Bereitschaft, mich in meiner 
Arbeit zu unterstützen, ist gross. Die unsi-
chere Zeit rund um Corona brachte es auch 
mit sich, dass über die Festtage viele Arbei-
ten und Entscheidungen anstanden, in die 
ich soweit möglich bereits miteinbezogen 
wurde. So war denn mein erster Arbeitstag 
kein «Kaltstart».

Wirtschaft und Arbeitsplätze
Die zweite Welle macht uns allen zu schaffen 
– und sie macht politische Entscheidungen 
nicht einfacher und nicht weniger folgen-
schwer. Wie gut, sinnvoll oder gar gerecht ge-
troffene Massnahmen sind, ist ungewiss. Es 
bleibt uns nichts anderes übrig, als die Situa-
tion immer wieder neu zu analysieren – und 
die Massnahmen breit zu diskutieren. Die 
Politik kann mindestens gewisse wirtschaft-
liche Folgen abschwächen. Beim Programm 

Härtefallleistungen für Unternehmen, des-
sen Finanzierung sich Bund und Kantone 
teilen, ist das DVI federführend. Es ist schön 
zu sehen, dass die Zahlungen, die seit Mitte 
Dezember fliessen, für viele Betriebe eine 
Hoffnung sind, die Krise zu überstehen und 

Arbeitsplätze zu retten. Auch das 
bekommt man in einem solchen 
Amt hautnah und eindrucksvoll 
mit. In Prüfung sind weitere Mass-
nahmen, vor allem Teil-Entschädi-
gungen von Fixkosten wie Mieten.

Integration
Trotz Corona: Es gibt auch lang-
fristige Themen im DVI, so die 
Integrationspolitik. Dazu steht 
dieses Jahr eine wichtige Entschei-
dung an. Denn das mit dem Bund 
koordinierte kantonale Integra-
tionsprogramm, das bis Ende Jahr 
dauert, soll um zwei Jahre verlän-
gert werden. Den nötigen Kredit 
wird im Sommer das Parlament be-
raten. Mit dem Programm konnten 
in den letzten vier Jahren wichtige 
Schritte bei der Integration von 
Menschen mit Migrationshinter-
grund gemacht werden. So arbei-

ten heute sechs regionale Integrationsfach-
stellen intensiv mit dem Kanton zusammen, 
und die wichtige freiwillige Arbeit im Asyl-
bereich wird besser unterstützt. Diese Arbeit 
muss und wird weitergehen.

Sicherheit
Die Arbeit der Polizei ist in Corona-Zeiten 
komplexer – und immer wieder abhängig von 
den aktuellen Regelungen und der Stimmung 
in der Bevölkerung. Ich habe immer wieder 
darauf hingewiesen, dass es im Aargau mehr 
Polizeikräfte braucht. Denn in Bereichen wie 
der Menschenhandels- oder der Internet-
Kriminalität müssten wir mehr tun. Dafür 
setze ich mich ein – auch wenn im Frühling 
ein Bericht veröffentlicht wird, der das duale 
Sicherheitssystem mit Kantonspolizei und 
verschiedenen Regionalpolizeien unter die 
Lupe nimmt.

Dieter Egli von Windisch ist seit Januar 2021  
Aargauer SP-Regierungsrat.



Perspektiven für alle – SP verlangt 
eine Jugendzukunftsgarantie
Die Corona-Krise verlangt uns al-
len viel ab, egal ob jung oder alt. Die 
Einschränkungen der Wirtschaft 
und des öffentlichen Lebens zur 
Eindämmung der Pandemie sind 
bedauerlich, aber unvermeidlich. 
Sie dienen kurzfristig dem Schutz 
der Gesundheit und langfristig dem 
Erhalt von Firmen und Arbeitsplät-
zen. Unzählige Menschen stehen vor 
wirtschaftlich unsicheren Zeiten. 
Erschreckend sind die Arbeitslosen-
zahlen bei älteren und insbesondere 
auch bei jüngeren Menschen. 

Gemäss Zahlen des Staatssekre-
tariats für Wirtschaft (SECO) ist 
die Jugendarbeitslosigkeit (15- bis 
24-Jährige) im Dezember 2020 im 
Vergleich zum Vorjahresmonat um 
über 40 Prozent angestiegen. Wer 
keine Lehrstelle oder nach einer 
Lehre keinen Anschluss findet, droht 
den Boden unter den Füssen zu ver-
lieren. Die Corona-Krise verschärft 
diese Existenzängste zusätzlich. 

Perspektive geben
Als SP setzen wir uns seit Beginn der 
Krise dafür ein, die Auswirkungen 
der Pandemie abzufedern und den 
betroffenen Menschen eine Pers-

pektive zu geben. Darum fordern 
wir eine «Jugendzukunftsgarantie». 
Keine Jugendliche und kein Jugend-
licher darf durch die Maschen fallen. 

Die Politik könnte hier viel tun. 
Erstens muss sie jetzt eine Service-
public-Offensive starten, und zwar 
in denjenigen Bereichen, in denen 
wir absehbar grossen Bedarf haben. 
Das ist besonders in der Pflege, bei 
der Kinderbetreuung, im öffentli-
chen Verkehr und beim Klimaschutz 
der Fall. Die Verwaltung in Bund 
und Kantonen sowie die staatsna-
hen Betriebe können schnell Lehr-
stellen und Weiterbeschäftigungen 
anbieten. Zweitens müssen bereits 
bestehende Lehrverhältnisse gesi-
chert werden, notfalls in anderen 
Betrieben. 

Investition in die Zukunft
Drittens brauchen die Jugendlichen 
eine garantierte Perspektive nach 
Abschluss der Lehre oder des Stu-
diums. Dafür könnten Bund und 
Kantone ein Corona-Stipendien-
programm starten. Gefragt sind die 
Branchen, die von der Krise profi-
tiert haben. Von ihnen fordern wir, 
dass sie jetzt ihre Verantwortung 
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Glück gehabt: Diese Jugendliche hat eine Lehrstelle gefunden.

wahrnehmen – als Gegenleistung 
gegenüber der Gesellschaft. 

Der Bund hat die Mittel, um in 
dieses Zukunftsprojekt zu inves-
tieren. Erstens hat er in den letzten 
Jahren Milliardenüberschüsse er-
zielt, allein seit 2010 über 20 Milli-
arden Franken. Wann, wenn nicht in 
einer Jahrhundertkrise, soll er diese 
Ressourcen zur Unterstützung von 
Wirtschaft und Bevölkerung nut-
zen? Zweitens ist eine Neuverschul-
dung angesichts der international 
rekordtiefen Schuldenquote der 
Schweiz gut tragbar. 

Dank der SP sind die Themen 
Ausbildung, Weiterbildung und 
Chancengleichheit in der öffentli-
chen Debatte präsent. Bildung ist 
ein Menschenrecht. Darum sollen 
alle Jugendlichen auch in Zeiten von 
Corona von einem hochwertigen 
Bildungsangebot profitieren, aus-
gehend von ihren Fähigkeiten und 
Neigungen. Und unabhängig von 
Wohnort, Geschlecht, Nationalität 
und sozialer Herkunft.

Corona-Krise LINKS
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Cédric Wermuth und Mattea 
Meyer, Co-Parteipräsidium
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ABSTIMMUNG VOM 7. MÄRZ 2021

Palmöl wird zur Gretchen frage

PRO | Ein Ja zu neuen, fairen Handelsregeln!
2. Die fairen Handelsregeln werden durchge-
setzt, indem Unternehmen haftbar gemacht 
werden – wie es die Konzernverantwortungs-
initiative forderte. Internationale Regeln müs-
sen im Schweizer Recht verankert werden, 
damit Konzerne hierzulande verantwortlich 
gemacht werden können. Mit der dazugehö-
rigen ersten Verordnung zu einem Handels-
abkommen müssen Importeure geradestehen 
und eine Busse bezahlen, wenn sie die Nach-
haltigkeitsbestimmungen nicht einhalten.
3. Das Abkommen schafft die Grundlage 
für künftige Abkommen: Handelsregeln für 
fair produzierte Produkte und die direkte 
Anwendung auf Unternehmen müssen der 
Standard für alle neuen Handelsverträge der 
Schweiz werden. Ein Ja zum Indonesien-Ab-
kommen ist ein Schritt hin zu neuen, fairen 
Handelsregeln. Als Nächstes müssen diese 
Regeln in einem Aussenwirtschaftsgesetz 
verankert werden. Ein Handelsvertrag, der 
diesen Ansprüchen nicht gerecht wird, dürf-
te im Parlament und beim Volk in Zukunft 
keine Chance mehr haben.

Wenn das Abkommen am 7. März abge-
lehnt wird, würde auch in Zukunft dreckiges 
Palmöl aus Indonesien gemäss den schlech-
teren WTO-Regeln in die Schweiz impor-
tiert. Mit einem Ja haben wir hingegen die 
Möglichkeit, bessere Regeln zu verankern 
und in Indonesien eine nachhaltige Entwick-
lung anzustossen.

 

Fabian Molina,  
Nationalrat ZH

Ronja Jansen,  
JUSO-Präsidentin

CONTRA | Die Zeche beza hlen die 99 Prozent

Seit Jahren kämpft die SP dafür, dass sich der 
Handel mit anderen Ländern nicht mehr am 
Dogma des Freihandels orientiert. Sondern 
dass Regeln für fairen Handel verankert wer-
den, die auch den Ländern des Südens zu-
gute kommen. Beim Wirtschaftsabkommen 
mit Indonesien konnten wir dies im Parla-
ment in dreifacher Hinsicht erreichen: 
1. Zum ersten Mal wird ein fair produziertes 
Produkt im Handel besser behandelt als ein 
konventionelles: Nur nachhaltig produzier-
tes Palmöl kann mit tieferen Zöllen einge-
führt werden. Palmöl, das zu Zerstörung von 
Regenwald oder Menschenrechtsverletzun-
gen führt, kann wie bis anhin importiert wer-
den, es wird jedoch der volle Zoll fällig. Über 
Gelder der Entwicklungszusammenarbeit 
bekommen indonesische Produzent:innen 
Unterstützung, um die nötigen Standards 
zu erfüllen. Und die Standards werden kont-
rolliert und regelmässig überprüft, und zwar 
unter Einbezug der Zivilgesellschaft.

Jede Stunde verschwindet in Indonesien Re-
genwald von der Fläche von 100 Fussballfel-
dern. 

Die Folgen der rücksichtslosen Entwal-
dung sind drastisch: Die Abholzung des Re-
genwaldes zerstört den Lebensraum von Tie-
ren, verringert die Biodiversität und treibt 
den Klimawandel massiv an. Mit jeder Hek-
tare gerodeten Regenwaldes werden nach 
Angaben des Eidgenössischen Instituts für 
Wald, Schnee und Landschaft über 170 Ton-
nen CO2 in die Atmosphäre befördert. Die 
Abholzung des Urwaldes ist für 15 Prozent 
der globalen Treibhausgasemissionen ver-
antwortlich. Haupttreiber der Entwaldung 
sind riesige Palmöl-Plantagen, die ihren Ei-
gentümerinnen und Eigentümer jedes Jahr 
Milliarden in die Taschen spülen. 

Das Indonesien-Abkommen zielt darauf 
ab, dieses dreckige Geschäft noch profita-
bler zu machen. Das Abkommen sieht zwar 
Nachhaltigkeitskriterien vor, doch die vorge-

Im März kommt das Freihandelsabkommen mit Indonesien zur Abstim
mung. Die Meinungsbildung innerhalb der SP ist in vollem Gang – Aus
gang offen. Das Präsidium und die Geschäftsleitung empfehlen den 
Delegierten für die Delegiertenversammlung im Februar die JaParole.
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ABSTIMMUNG VOM 7. MÄRZ 2021

Palmöl wird zur Gretchen frage

Bei der UBS  
zum Passbüro?
Das EIDGesetz will die elektronische ID Privaten überlassen. Für 
die SP hingegen ist klar: Das ist eine Aufgabe des Staates, das muss 
Service Public sein. Darum: Nein zur EID!

Wenn du deinen Pass erneuern musst, gehst 
du dann an den Bankschalter oder ins Pass-
büro? Die Vorstellung, einen Pass in einer 
Bank oder bei Amazon zu bestellen, klingt 
absurd. Sie soll aber teilweise Realität wer-
den, wenn es nach dem Willen der Bürger-
lichen geht.

Hoheitliche Aufgabe
Am 7. März stimmen wir über das E-ID-Ge-
setz ab. Die elektronische ID soll nach dem 
Willen des Gesetzgebers von Privaten und 
nicht vom Bund herausgegeben werden. 
Die E-ID ist natürlich kein Reisedokument. 
Aber sie soll überall zum Einsatz kommen, 
wo wir uns im Internet ausweisen müssen. 
Zum Beispiel, um ein Bankkonto zu eröff-
nen, einen Handyvertrag abzuschliessen 
oder einen Strafregisterauszug zu bestel-
len. Heute braucht es dazu einen Pass oder 
eine ID. Künftig soll dies auch mit einer 
E-ID möglich sein. Diese E-ID ist aber auch 
für weitere elektronische Dienstleistungen 
vorgesehen: für das Ausfüllen der Steuerer-

klärung, das Bestellen eines Betreibungsre-
gisterauszugs oder auch für die Lieferung 
von Getränken. 

Die Herausgabe eines Ausweises ist eine 
urhoheitliche Aufgabe, die vom Staat wahr-
genommen werden muss und keinesfalls 
dem Markt überlassen werden darf. Doch 
gemäss E-ID-Gesetz sollen dies private Fir-
men tun. Sie würden den «Pass» ausstellen, 
ihn vermarkten und die dafür notwendige 
Infrastruktur unterhalten. Der Bund darf 
gemäss Gesetz selbst keine E-ID anbieten 
und sich auch nicht an einer Firma beteili-
gen, die dies tut. Er käme nur zum Einsatz, 
wenn die Privaten versagen würden.

Markt oder Monopol
Die Befürworterinnen und Berfürworter 
des E-ID-Gesetzes sagen: Der Bund könne es 
nicht, der Markt solle es richten. Allerdings 
ist fraglich, ob es zu diesem Wettbewerb 
kommen wird. Hinter den Kulissen steht 
die Firma Swiss Sign bereit. Sie besteht aus 
einem Zusammenschluss von Banken, Ver-
sicherungen, Krankenkassen und staatsna-
hen Betrieben. Man kann davon ausgehen, 
dass sie bald eine marktbeherrschende 
Stellung einnehmen wird. Falls es daneben 
Konkurrenten schaffen würden, dann wohl 
am ehesten finanzkräftige Tech-Giganten 
aus dem Ausland, also Apple, Amazon oder 
Google. 

Die E-ID ist auch vorgesehen für Leis-
tungen im Bereich des Service public, etwa 
für das elektronische Patientendossier. Ge-
rade hier ist Vertrauen zentral. Dieses ist 
laut einer Umfrage von Demoscope gegen-
über dem Staat grösser als gegenüber Pri-
vaten: 87 Prozent der Bevölkerung wollen 
die E-ID vom Staat beziehen und nur gerade  
2 Prozent von einer privaten Firma. Mir 
geht es genauso. Nur ein Nein am 7. März 
ermöglicht dies.
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CONTRA | Die Zeche beza hlen die 99 Prozent
sehenen RSPO-Kriterien stehen seit Jahren 
in der Kritik, weil die Kontrollmechanismen 
zu wenig greifen.

«Besser als nichts» reicht als Rechtferti-
gung für diese Augenwischerei nicht aus.

Doch auch in anderen Teilen des Abkom-
mens wird deutlich, dass nur das reichste  
1 Prozent und die Konzerne profitieren: So 
sieht der Vertrag massive Verschärfungen 
beim Sortenschutz vor. Kleinbauernfami-
lien in Indonesien werden damit in die Ab-
hängigkeit von Konzernen gedrängt und ge-
zwungen, jährlich Abgaben für patentiertes 
Saatgut zu entrichten. Lokale Saatgutsorten 
werden verdrängt und die Ernährungssi-
cherheit von Kleinbauernfamilien massiv 
gefährdet.

Das Abkommen sieht zudem strengere 
Regeln bei Medikamentenpatenten vor.

Exorbitante Medikamentenpreise sorgen 
schon heute dafür, dass unzählige Menschen 
keinen Zugang zu lebensrettenden Medika-
menten haben. Mit den geplanten Verschär-
fungen droht diese Zahl massiv anzusteigen, 
weil günstige Generikaprodukte verschwin-
den. 

Alle diese Punkte machen deutlich: Den 
Preis für dieses Freihandelsabkommen zah-
len die 99 Prozent. Als SP können wir dies 
keinesfalls zulassen. Schluss mit Freihandel 
im Interesse der Mächtigsten, her mit fairem 
Handel für alle!

Min Li Marti,  
Nationalrätin ZH
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Ausnahmslos gegen  
Rassismus und Sexismus – 
Nein zur BurkaInitiative
An der Delegiertenversammlung Mitte Februar wird die SP Schweiz 
die Parole zur BurkaInitiative fassen. Die SPFrauen* haben der  
SVPInitiative jedoch bereits den Kampf angesagt. Auch Präsidium  
und Geschäftsleitung der SP empfehlen den Delegierten einstimmig 
ein Nein.

Weshalb sagen wir Nein zur Burka-Initiati-
ve? Hier unsere Gründe:

Ausnahmslos gegen Rassismus  
und Sexismus
Die Burka-Initiative ist heuchlerisch, ras-
sistisch motiviert und kontraproduktiv. Sie 
stammt von einer Partei, die keinen Hehl 
aus ihrem Rassismus und ihrer Islamfeind-
lichkeit macht und der die Frauenrechte 
seit eh und je egal sind. Die Initiative gau-
kelt vor, ein Scheinproblem zu lösen, und 
stellt dazu 400 000 Muslim:innen in der 
Schweiz an den Pranger.

Für die SP ist klar: Wir wehren uns ge-
gen Sexismus und Rassismus und stehen 
für Selbstbestimmung ein. Wir stellen uns 
gegen alle, die Gewalt ausüben und ande-
ren ihre Meinung und Vorstellungen auf-
zwingen. Unabhängig von ihrer Nationali-
tät, Religion oder Lebensweise, egal ob auf 
der Strasse, zu Hause, bei der Arbeit oder 
im Internet – kurz: #ausnahmslos.

Mein Körper gehört mir 
Frauen wird seit Jahrhunderten vorge-
schrieben, was sie tragen sollen – und 
was nicht. Nie ist es gut: zu kurz, zu lang, 
zu eng, zu weit, zu verdeckt, zu freizügig. 
Frauen wird vorgeschrieben, was mit ihren 
Körpern geschehen soll und was nicht, wie 
sie auszusehen haben und wie nicht. Wir 
sagen: Genug!

Niemand darf über den Körper von Frau-
en entscheiden – ausser die Frauen selbst. 
Wir stellen uns entschieden gegen alle, die 
Frauen Vorschriften machen wollen: gegen 
Menschen und Staaten, die Frauen ver-
bieten, sich zu verschleiern, genauso wie 
gegen solche, die es ihnen vorschreiben. 

Wir stehen ein für die Selbstbestimmung 
von Frauen – hier und weltweit. Denn mein 
Körper gehört mir. 

Gegen Patriarchat und Sexismus 
Dass die SVP versucht, sich als Retterin 
der Frauen aufzuspielen, ist ein Hohn. Wir 
reden hier von der Partei, die bis 1991 den 
Frauen das Stimmrecht verweigern wollte, 
die Vergewaltigung in der Ehe nicht zum 
Offizialdelikt erheben wollte, die Lohnun-
gleichheit leugnet und sich gegen jeden fe-
ministischen Fortschritt stellt. Es ging ih-
nen nie um Frauenrechte, sondern darum, 
antimuslimische Ressentiments zu schü-
ren. Wir kämpfen gegen patriarchale und 
sexistische Strukturen, immer und überall.

Sexismus ist nicht importiert –  
wir kriegen das gut selbst hin
Die SVP gaukelt uns vor, dass die Unter-
drückung von Frauen und Mädchen ein 
Problem der «anderen» sei. Der Muslime, 
der «Ausländer», der «Fremden». Das ist 
schlicht und einfach falsch. Sexismus gibt 
es in unterschiedlichen Ausprägungen seit 
Jahrhunderten auf der ganzen Welt. Weder 
Kultur noch Religion, sondern das Patriar-
chat ist das Problem. Nie werden wir Sexis-
mus relativieren – immer werden wir ihn 
bekämpfen. Frauen werden unterdrückt, 
hier und weltweit. Wir kämpfen für unsere 
Befreiung und zwar #ausnahmslos.

Das Schick sal der EU ist  
auch unser Schicksal
Es war eine spannende und tief
schürfende Tagung an diesem 
Samstagvormittag im Januar. Dazu 
eingeladen hatte die Gruppe «SP
Sektion EU» . Unter dem Motto 
«Das Schicksal der EU ist auch un
ser Schicksal!» wollte sie objektiv 
über die EU informieren.

Die Tagung fand virtuell als Video-Konferenz 
statt, geleitet durch die beiden Co-Präsiden-
tinnen der Sektion, Gret Haller (alt National-
rätin BE, Zürich) und Franziska Roth (Natio-
nalrätin SO) sowie durch den Vizepräsiden-
ten Matthias Meyer (Conseil municipal, Ca-
rouge). Drei engagierte Exposés inspirierten 
die anschliessende Podiumsdebatte:

Aleida Assmann präsentierte einen kom-
pakten Aufriss der Entwicklung der EU in 
drei Etappen: 1945 – 89 als Friedens- und 
Wohlstandsprojekt im Kalten Krieg. 1989 – 
2015: Pluralisierung dank Osterweiterung. 
2015 – 2020: Wiederkehr des Nationalismus 
mit dem Feindbild Migrant:innen.

Tamara Funiciello, 
Co-Präsidentin  
der SP Frauen* und 
Nationalrätin BE

DARUM GEHT ES
Die Initiative verlangt für alle öffent-
lich zugänglichen Orte ein Verbot, sein 
Gesicht zu verhüllen. Ausnahmen sind 
ausschliesslich für Gotteshäuser und 
andere Sakralstätten vorgesehen sowie 
aus Gründen der Sicherheit, des Schutzes 
vor Kälte, des einheimischen Brauchtums 
sowie der Gesundheit, was angesichts 
der aktuellen Maskenpflicht nicht einer 
gewissen Ironie entbehrt. 

«Europa kann ja nicht zu  
einer Nation gemacht  
werden, es müsste also 
irgendwie zu einer Art 
Schweiz gemacht werden.»
Dürrenmatt, Gespräche, Bd. 2, S. 279



Ja zu Europa –  
aber wie?
Anfang Januar habe ich einen alten Vor-
satz umgesetzt und bin Mitglied der Nebs 
geworden. Weil die Schweiz zu Europa 
gehört – und umgekehrt. Und weil ich dort 
mitbestimmen möchte, wo Entscheide 
gefällt werden. 
Die EWR-Diskussion 1992 war mein erstes 
bewusstes politisches Erlebnis. Ich erinnere 
mich, wie wir Primarschüler uns Argumente 
für Ja und Nein an den Kopf geworfen ha-
ben. Im Detail verstanden haben wir sie na-
türlich nicht, aber warum unser Thayngen 
im Kanton Schaffhausen nicht zu Europa 
gehören soll, das zwei Kilometer entfernte 
Bietingen DE jedoch schon, hat mir schon 
damals nicht eingeleuchtet. 
Ja, ich bin dafür, dass die Schweiz der EU 
beitritt. Swentry statt Brexit sozusagen. 
Aber diese Frage ist im Grunde simpel – und 
theoretisch. Viel praktischer, und viel kniff-
liger, ist das Rahmenabkommen. 
Auf die Gefahr hin, mich bei der Nebs gleich 
mal unbeliebt zu machen, teile ich den 
bedingungslosen Enthusiasmus für das 
Abkommen nicht. Und zwar aus einer proeu-
ropäischen Perspektive. Die Argumentation, 
jeder Integrationsschritt bringe uns dem 
Beitrittsziel näher, überzeugt mich nicht. Das 
«Trainingslager»-Argument hat bekanntlich 
schon 1992 dem EWR das Genick gebro-
chen. Im Gegenteil: Ein Rahmenabkommen 
droht die Tür für jede Beitrittsdebatte auf 
Jahrzehnte hinaus zu verschliessen. Nicht 
umsonst wirbt die FDP mit dem Argument 
«Die Bilateralen sind der Garant gegen einen 
EU-Beitritt» für das Abkommen. 
Mehr noch: Ein schlechtes Rahmenabkom-
men wäre Wasser auf die Mühlen der Anti-
europäer. Europa würde auf Jahre hinaus 
zum Sündenbock für alle Fehlentwicklun-
gen. Ob das Verhandlungsergebnis gut oder 
schlecht ist, wage ich nicht zu beurteilen. 
Wenn es gut ist, sage ich selbstverständlich 
Ja. Aber wenn Economiesuisse, die FDP und 
Ignazio Cassis auf einen raschen Abschluss 
drängen, die Gewerkschaften jedoch zur 
Vorsicht mahnen, dann läuten bei mir die 
Alarmglocken. 
Darum sage ich als Neu-Nebs-Mitglied: Der 
EU-Beitritt ist sinnvoller und nötiger denn 
je. Wie das vorliegende Abkommen uns 
diesem Ziel näherbringen soll, müsst ihr mir 
noch erklären.

STAND
PUNKT

Das Schick sal der EU ist  
auch unser Schicksal

Charles Wyplosz beleuchtete – und falsi-
fizierte – die linke Kritik an der EU, wonach 
diese neoliberal sei, soziale Ungleichhei-
ten vertiefe und die Handlungsfreiheit von 
Grosskonzernen und Banken verstärke.

Wilhelm Lehmann war lange Jahre im 
Herzen der europäischen Demokratie tätig, 
im Europäischen Parlament. Er skizzierte das 
Hin und Her von demokratischen Defiziten 
und Errungenschaften der europäischen Ge-
meinschaft: Von den Top-down-Entscheiden 
der Gründerväter der Montanunion bis zu 
den gegenwärtigen Herausforderungen der 
Pandemie.

Podium zum aktuellen Diskurs
Das Podium, engagiert und mit Übersicht ge-
leitet vom ehemaligen Zürcher Regierungsrat 
Markus Notter, widerspiegelte in brillanter 
Konzentration den europapolitischen Dis-
kurs in der SP Schweiz. Eine Zusammen-
fassung wichtiger Argumente kann auf der 
Website der Sektion nachgelesen werden (sp-
ps-section.eu). Dort lässt sich auch die ganze 
Tagung als Video abrufen und nach-schauen.

Der Moderator fragte zum Schluss: Was 
steht in der Schweiz europapolitisch nun an? 
In der Antwort waren sich alle einig: Während 
und nach dem Schlussspurt des Rahmen-
abkommens braucht es eine neue, vertiefte 
Debatte zum Verhältnis Schweiz – EU, ohne 
Tabu oder Denkverbot über die Beitrittsfrage. 
Die Debatte über das Grundanliegen der Sek-
tion EU ist lanciert.

Adrian Hadorn

DIE GRUPPE  
«SP-SEKTION EU»

Die Gruppe «Sektion EU» hat sich als 
Verein konstituiert. Gemäss ihren 
Statuten befürwortet sie vorbehalt-
los den EU-Beitritt der Schweiz und 
fordert von der schweizerischen SP 
ein konsequentes Engagement zur 
Erreichung dieses Ziels.
Die Sektion nimmt Mitglieder aus 
allen Kantonen auf. Viele Mitglieder 
gehören bereits einer anderen SP-
Sektion an. Ihnen wird die Doppel-
mitgliedschaft empfohlen.  
Es können auch Personen beitreten, 
die keiner anderen SP-Sektion an-
gehören. Letztere werden vollbe-
rechtigte Mitglieder der Sektion und 
gleichzeitig Sympathisant:innen der 
SP Schweiz. Bedingung ist, dass sie 
keiner anderen politischen Partei der 
Schweiz angehören.
Die Sektion geht von einer künftigen 
Mitgliedschaft der Schweiz in der EU 
aus und diskutiert darüber, in welche 
Richtung sich die Union entwickelt. 
Sie führt diese Diskussion aus dem 
Blickwinkel sozialdemokratischer 
Tradition. Eine Beitrittserklärung 
findet sich unter: sp-ps-section.eu/ 
mitgliedschaft-adhesion

Michael Sorg,  
Co-General sekretär  
der SP Schweiz
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Kochen fürs Klima:  
Heute Gemüselasagne

Mit nachhaltigem Essen können wir alle zum Klimaschutz beitragen. Wir baten 
darum den Küchenchef des Zürcher Café Boy um sein saisonales Lieblingsrezept.

Roman Wyss steht in der leeren Kü-
che des Café Boy in Zürich und zau-
bert im Shutdown fürs «Links» ein 
nachhaltiges Gericht auf den Tre-
sen. Der renommierte Küchenchef 
pflegt schon lange eine saisonale 
Küche. Was in der SP-nahen Genos-
senschaftsbeiz auf den Tisch oder 
in die Lasagne kommt, stammt nach 
Möglichkeit aus der Region und aus 
biologischem Anbau. Wenn Fleisch 
aufgetischt wird, dann ist es häu-
fig Siedfleisch, für das das Café Boy 
weitherum gefeiert wird. «Vom Tier 
sollte man alles verwenden, also 
mehr Ragout auftischen als Filet», 
lautet das Credo von Roman Wyss.

In der Küche steht Roman Wyss, 
seit er 15 Jahre alt war. In den letz-
ten drei Jahrzehnten kochte er sich 
durch die Schweiz – vom währschaf-
ten Restaurant in Biel zur Sternen-
küche in Montreux und der Edel-
Kantine am Paradeplatz. Dreizehn 
Jahre lang führte er in Zürich ein 
eigenes Restaurant. Und jetzt ge-
niessen die Gäste im Café Boy seine 
nachhaltigen Kreationen. 

Was macht die Gemüselasagne 
besonders klimafreundlich? Die 
Schweizer Linsen und das violette 
Kartoffelpüree stapeln sich glän-
zend zwischen den Selleriescheiben, 
garniert mit einer aufgeschäum-
ten Sauce. Darüber drapiert Roman 
Wyss das Beste: Die leicht gesalze-
nen, knackig getrockneten Schälres-
te von Rüebli und Pastinaken.

«Bei uns gibt es fast keinen Food 
Waste», sagt Roman Wyss. Gemü-
seresten werden zu Saucen und 
Suppen weiterverarbeitet, und die 

Schalen von Rüebli und Pastina-
ken verleihen einer Gemüselasagne 
ein ganz besonders feines Aroma. 
Gesund, günstig, sehr fein und kli-
mafreundlich – bon appétit.

Rezept zum Download und Bild-
strecke unter sp-ps.ch/links

Pia Wildberger

Raffinierte Gemüselasagne  
für 4 Personen

• 2 Knollensellerie
• 3 farbige Rüebli
• 2 Pastinaken
• ½ Lauchstange
• 300 g blaue St.Galler Kartoffeln
• 100 g Federkohl mit Stielen
• 1 rote Zwiebel
• 200 g Genfer Linsen

Für die Sauce
• 1 dl Gemüsesud
• 2 dl Milch
• 20 g Butter
• 20 g Mehl
• Salz, Pfeffer

Zubereitung: Gemüse waschen und 
schälen – Rüebli- und Pastinaken-
schalen beiseitestellen. Sellerie in  
1 bis 2 cm dicke Scheiben schneiden, 
gleichmässig ausstechen. Rüebli 
und Pastinaken, Lauch, Federkohl 
gleichmässig schneiden, Lauch in 
Salzwasser kochen, Federkohl beige-
ben (Stiele brauchen etwas länger), 
1 dl Sud beiseitestellen, mit kaltem 
Wasser abschrecken. Rüebli, Pasti-
naken und Sellerie mit Rapsöl, Salz, 
Pfeffer marinieren und auf Back-
papier im Ofen bei 180 Grad backen. 
Sellerieabschnitte mit Kartoffeln 
im Salzwasser weichkochen und 
mit einem Schwingbesen zu einem 
groben Püree verarbeiten. Linsen in 
Salzwasser weichkochen, mit Lauch 
und Federkohl mischen und vor dem 
Anrichten erwärmen.

Sauce: Mehl und Butter ausschwit-
zen, mit Gemüsesud und Milch 
aufgiessen und sämig kochen, 
abschmecken.

Anrichten: Abwechselnd Sellerie-
scheiben, Püree, Gemüse und Linsen 
anrichten und mit der Sauce über-
giessen.

Garnitur: Die Rüebli- und Pastinaken-
schalen auf Backpapier bei 90 Grad 
im Ofen 1 Stunde trocknen, Salzen 
und auf der Lasagne anrichten.
Gehobelten Alpkäse aus der Region 
darüber geben. Eventuell finden sich 
noch ein paar Kräuter auf dem Balkon 
und sonst nicht – es ist Winter.

DAS MENÜ DER ZUKUNFT
Herstellung, Transport und Zubereitung unserer Nahrung sind für rund ein Drittel der Treibhausgas-
emissionen verantwortlich. Wir wissen es alle: Für unseren Fleischkonsum wird Regenwald abgeholzt 
und Soja angebaut, das den Tieren als Kraftfutter verfüttert wird. Ausserdem landet ein grosser Teil 
der Ernte im Abfall, wobei am meisten Foodwaste in Privathaushalten anfällt. 
Dagegen lässt sich etwas tun. Was sollen wir essen und wie können wir nachhaltig kochen, um unse-
ren CO2-Ausstoss zu reduzieren? Renommierte Köchinnen und Köche stellen in dieser Serie eines ihrer 
nachhaltigen Lieblingsrezepte vor.

Küchenchef Roman 
Wyss in seinem 
Reich: Seine  
saisonale Lasagne 
schmeckt fantas-
tisch.
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5 Fragen an Tobias Huber
1. Du bist Hornist im TonhalleOrchester Zürich. Wie kommst du als Musiker ohne 

Publikum durch die Pandemie?
 Wir machen derzeit CD-Aufnahmen sowie Streaming-Konzerte und spielen einen 

Tschaikowsky-Zyklus ein. Ausser den Bläsern tragen alle Musiker Masken. Das Publi-
kum fehlt – Musik macht man nicht nur für sich allein. Normalerweise sind über 1000 
Leute im Saal. Das Publikum erzeugt eine gewaltige Energie und man kann sich selbst 
zu Höchstleistungen pushen. Es ist komisch, wenn niemand klatscht. Das Schönste an 
meinem Beruf ist ja die Interaktion mit anderen Menschen, und die fehlt.

2. Wie ist der Lockdown für dich persönlich?
 Musiker haben sozusagen ein Berufsverbot. Dennoch müssen wir üben, uns fit halten 

und dranbleiben. Das ist eine belastende Situation. Aber ich habe Glück, bin angestellt 
und bekomme – wenn wir nicht spielen können – Kurzarbeitsentschädigung. Die Situ-
ation in der Branche hingegen ist dramatisch. Wer freischaffend ist, hat es sehr schwer. 

3. Wie bist du zum TonhalleOrchester Zürich gekommen?
 Nach dem Konservatorium in Luzern spielte ich zehn Jahre lang in verschiedenen Or-

chestern in Essen und München. Beim Tonhalle-Orchester Zürich habe ich letzten 
März meine Traumstelle gefunden. Der Bewerbungsprozess war recht sportlich. In der 
ersten Runde erhielt man eine Nummer und spielte hinter einer Wand dem Orchester 
vor, das kurz vorher bestimmt hatte, was der Musiker spielen soll. Wir waren 20 bis  
40 Bewerber. Die weiteren Runden waren nicht mehr anonym. 

4. Warum bist du der SP beigetreten?
 Das hat sich so entwickelt, ich konnte mich schon länger mit den Werten der SP iden-

tifizieren. Ich bin auch mit Leuten aus der SP befreundet. Es ist wichtig, sich für gute 
Kulturpolitik einzusetzen. Vieles ist ja subventioniert. Ich stelle auch fest, dass viele 
Leute überhaupt keine Ahnung von unserem System haben. Kulturpolitik ist unter 
Kulturschaffenden oft nicht genügend präsent.

5. Was erwartest du von der Partei?
 Persönlich hoffe ich, dass sich die SP weiterhin in der Kulturpolitik so engagiert, dass 

wir auch nach der Pandemie ein vielfältiges kulturelles Angebot haben. Und dass wir, 
wenn nötig, dafür kämpfen.
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13. FEBRUAR 2021
Delegiertenversammlung SP Schweiz, online

27. FEBRUAR 2021
Jahreskonferenz SP MigrantInnen, online

13. MÄRZ 2021
Mitgliederversammlung SP Frauen*, online

15. APRIL 2021
Delegiertenversammlung SP 60+, online

Aktuelle Infos unter
www.spschweiz.ch/agenda

Aufgrund der Aktualität digitaler Kommuni-
kation, des nach wie vor geltenden Verbots 
von Präsenzveranstaltungen und auch wegen 
unserer guten Erfahrungen im vergangenen 
Jahr finden viele Movendo-Kurse als Online-
Seminare statt. Sie sind jeweils entsprechend 
gekennzeichnet. 
In zwei Fällen sind Ausnahmen möglich: PC-
Kurse für EinsteigerInnen und Kurse für Berufs-
chauffeure und -chauffeusen können weiterhin 
im Präsenzunterricht stattfinden.
Bitte besuchen Sie unsere Homepage, wir  
aktualisieren sie laufend.

Videokonferenz 

BODEN BEHALTEN,
STADT GESTALTEN
18. Februar 2021, 19 bis 21 Uhr
Boden ist ein rares Gut von öffentlichem 
Interesse, das weder private Machtstellung 
noch Gewinne rechtfertigt. Darum lancier-
ten Initiant:innen in der Stadt Basel eine 
Volksinitiative. Diese weist die öffentliche 
Hand an, keinen Boden mehr zu verkaufen. 
Wo kein Eigenbedarf besteht, soll der Boden 
Nutzer:innen im Baurecht auf Zeit zur Ver-
fügung gestellt werden. 2016 hat die Stimm-
bevölkerung der Initiative mit Zweidrittels-
mehrheit zugestimmt. Nach dem Basler 
Vorbild haben Linke und Grüne in elf Gemein-
den vergleichbare Initiativen lanciert. Diese 
sind überraschend erfolgreich! 
Die SP Schweiz will die Idee der kommunalen 
Bodeninitiativen weiter bekannt machen. 
Dazu laden wir euch zu unserer Videokonfe-
renz am Donnerstagabend, 18. Februar 2021, 
ein. Für den Anlass konnten wir zahlreiche 
bekannte und kompetente Referent:innen 
gewinnen. Bitte reserviert euch den Abend. 
Wir freuen uns auf den Austausch mit euch.
Anmeldung bis 17. Februar per Mail an  
rebekka.wyler@spschweiz.ch




